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Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 22. Mai 2020 
 
Urteil II R 29/16: Abzug vergeblicher Rechtsverfolgungskosten als 
Nachlassverbindlichkeit 

Kosten eines Zivilprozesses, in dem ein Erbe vermeintliche zum Nachlass gehörende 
Ansprüche des Erblassers geltend gemacht hat, sind als Nachlassregelungskosten gemäß 
§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG abzugsfähig. § 10 Abs. 6 Satz 1 ErbStG steht dem Abzug 
nicht entgegen. 
Urteil vom 6. November 2019, II R 29/16, Pressemitteilung 
 
Urteil II R 41/16: Ansatz der üblichen Miete als Rohertrag anstelle des 
vertraglich vereinbarten Entgelts 

Der für die Bewertung im Ertragswertverfahren maßgebliche Rohertrag eines bebauten 
Grundstücks ist grundsätzlich das Entgelt, das für die Benutzung nach den vertraglichen 
Vereinbarungen als Miete zu zahlen ist. Eine vertraglich vereinbarte Miete kann nicht 
mehr als üblich angesehen werden, wenn sie mehr als 20 % niedriger ist als der unterste 
Wert der Spanne des verwendeten Mietspiegels oder wenn sie mehr als 20 % höher ist 
als der oberste Wert der Spanne. Auf den Mittelwert kommt es insoweit nicht an. 
Urteil vom 5. Dezember 2019, II R 41/16 

Urteil IV R 5/18: Teleologische Reduktion des § 3c Abs. 2 EStG bei Zinsen 
auf Darlehen von Personengesellschaftern 

§ 3c Abs. 2 EStG findet im Wege teleologischer Reduktion in dem Umfang auf 
Betriebsausgaben der Gesamthand keine Anwendung, wie diese Sondervergütungen der 
Gesellschafter sind. 
Urteil vom 6. Februar 2020, IV R 5/18 
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Urteil XI R 21/18: Rabattberechtigung beim Einkauf im Supermarkt 

Die entgeltliche Einräumung des Rechts zum betragsmäßig nicht begrenzten verbilligten 
Warenbezug in Form einer "Mitgliedschaft" stellt eine selbständige steuerbare Leistung 
und nicht eine Nebenleistung oder einen Zwischenschritt zum Warenkauf dar. Die 
Einräumung dieser Rabattberechtigung unterliegt vollumfänglich dem Regelsteuersatz 
nach § 12 Abs. 1 UStG, wenn die Waren des Warensortiments sowohl dem 
Regelsteuersatz als auch dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. 
Urteil vom 18. Dezember 2019, XI R 21/18, Pressemitteilung 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 
Urteil II R 6/17: Zustellung finanzgerichtlicher Urteile - Abziehbarkeit 
vergeblicher Rechtsverfolgungskosten als Nachlassverbindlichkeit - 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 06.11.2019 II R 29/16 
Urteil vom 6. November 2019, II R 6/17 
 
Urteil VI R 22/17: Steuerfreie Entnahme einer Wohnung aus dem land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gemäß § 13 Abs. 4 Satz 6 Nr. 2 EStG 
Urteil vom 16. Januar 2020, VI R 22/17 
 
Urteil VII R 24/18: Anspruch auf Verzinsung nach Unionsrecht 
Urteil vom 22. Oktober 2019, VII R 24/18 
 
Urteil IX R 19/19 (Gescheiterte) Abwehr der Rückforderung eines 
Miteigentumsanteils an einem vermieteten Grundstück aufgrund eines 
Schenkungswiderrufs 
Urteil vom 10. Dezember 2019, IX R 19/19 
 
Urteil X R 9/19: Verwertung der Urkunde über die vorgerichtliche 
Vernehmung eines Zeugen, der sich vor dem FG auf ein 
Auskunftsverweigerungsrecht beruft 
Urteil vom 12. Februar 2020, X R 9/19 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Rechtsprechung im Blog 
 
Über einen Betriebsfonds gezahlte Zuschüsse der EU zur 
Anschaffung von Investitionsgütern im Bereich der 
Landwirtschaft Entgelt von dritter Seite 
Wenn eine Erzeugerorganisation bei Vorlieferanten Gegenstände kauft, diese 
Gegenstände an ihr angeschlossene Mitglieder weiterliefert und von diesen eine nicht 
den Einkaufspreis deckende Zahlung erhält, ist der Betrag, den ein Betriebsfonds an die 
Erzeugerorganisation für die Lieferung dieser Gegenstände an die Erzeuger zahlt, Teil 
der Gegenleistung für die Lieferung an die Erzeuger und daher als Entgelt von dritter 
Seite anzusehen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) im Anschluss an die 
Rechtsprechung des EuGHs entschieden. 

Sachverhalt 

Die M-eG war in den Jahren 2002 und 2003 (Streitjahre) als Großhändlerin für Obst, 
Gemüse und Kartoffeln tätig, indem sie die von ihren Mitgliedern produzierten und an 
sie gelieferten Produkte vermarktete. Derartige Erzeugerorganisationen können einen 
sog. Betriebsfonds einrichten. Dieser Fonds ist ein Zweckvermögen des privaten Rechts 
i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 5 Körperschaftsteuergesetz (KStG), das sich zu 50 % aus Beiträgen 
der in der Erzeugerorganisation zusammengeschlossenen Erzeuger und der finanziellen 
Beihilfe finanziert. Die Beiträge der Erzeuger wurden in den Streitjahren in der Weise 
erbracht, dass alle Mitglieder der M-eG 3 % ihrer Umsatzerlöse in den Betriebsfonds 
einzahlten. Diesen Betrag behielt die M-eG bei jeder Anlieferung ein. 

Die Bestellung des jeweiligen Vertragsgegenstands erfolgte durch die M-eG; ihr 
gegenüber stellten die Lieferanten der Vertragsgegenstände (Vorlieferanten) 
Rechnungen aus. Die M-eG stellte dem Erzeuger 50 % ihrer Nettoanschaffungskosten 
zzgl. Umsatzsteuer in Rechnung. Die restlichen 50 % der Anschaffungskosten wurden 
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vom Betriebsfonds gezahlt. Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist übertrug die M-eG 
ihren Miteigentumsanteil an dem Vertragsgegenstand vertragsgemäß unentgeltlich auf 
den Erzeuger. 

Die M-eG machte in ihren Umsatzsteuererklärungen für das Jahr 2002 vom 22. Oktober 
2003 und für das Jahr 2003 vom 27. Oktober 2004 aus den Lieferungen der 
Vorlieferanten den vollen Vorsteuerabzug geltend. Die vom Betriebsfonds gezahlten 
Beträge sah sie nicht als Entgelt für Lieferungen an die Erzeuger an. 

Nach einer Außenprüfung vertrat das Finanzamt für die Streitjahre die Auffassung, die 
M-eG habe den jeweiligen Erzeugern von vornherein die Verfügungsmacht an dem 
gesamten Vertragsgegenstand (und nicht nur hinsichtlich des hälftigen Anteils) 
verschafft und damit eine Lieferung ausgeführt. Denn die Lieferung und Inbetriebnahme 
des Vertragsgegenstands erfolge unmittelbar an bzw. durch den Erzeuger. Es handele 
sich bei den finanziellen Beihilfen an den Betriebsfonds um einen nicht steuerbaren 
Zuschuss. Auf die Ausgangsumsätze der M-eG an die jeweiligen Erzeuger sei jedoch die 
Mindestbemessungsgrundlage des § 10 Abs. 5 Nr. 1 i.V.m. Abs. 4 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) anzuwenden. Einkaufspreis der M-eG seien die an die Vorlieferanten gezahlten 
(Netto-)Beträge. 

Die hiergegen gerichtet Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb im Ergebnis ohne 
Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Im Anschluss an das Urteil des EuGHs vom 9. Oktober 2019 – C-573/18 und C-574/18 
„C“ (Vorabentscheidungsersuchen des BFH, Beschluss v. 13. Juni 2018 – XI R 5/17) hat 
sich der BFH der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die Revision als 
unbegründet zurückgewiesen. 

Nach § 10 Abs. 1 Satz 3 UStG gehören zum Entgelt für diese Lieferungen nicht nur die 
den Erzeugern in Rechnung gestellten Beträge, sondern auch die Zahlungen aus dem 
Betriebsfonds. 

Bei den Zahlungen des Betriebsfonds an die M-eG handelte es sich um Zahlungen eines 
Dritten und nicht um die Umschichtung eigener Finanzmittel, da der Betriebsfonds nach 
nationalem Recht (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG, § 2 UStG) als Zweckvermögen 
körperschaftsteuerpflichtig ist und auch umsatzsteuerrechtlich rechtsfähig sein kann. 

Es handelt sich um ein zweckgebundenes Vermögen, über das die M-eG nicht frei 
verfügen konnte, sondern das nur zu den genannten Zwecken eingesetzt werden durfte. 
Dass die Zahlungen der EU an den Betriebsfonds der Förderung der Allgemeinheit 
dienen, ändert an der unmittelbaren Verknüpfung der Zahlung aus dem Betriebsfonds 
nichts. 

Der EuGH hat angenommen, dass die Zahlungen aus den Betriebsfonds an die im 
Ausgangsverfahren in Rede stehenden Erzeugerorganisationen für die Lieferung von 
Investitionsgütern geleistet wurden und den betroffenen Erzeugern zugutekamen. Es 
bestehe ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Lieferung dieser Gegenstände 
und der tatsächlich erhaltenen Gegenleistung. Die Zahlungen aus den Betriebsfonds sind 
„Subventionen“ von „einem Dritten“, denn die Betriebsfonds seien rechtsfähig und die 
betreffende Erzeugerorganisation dürfe das Vermögen dieser Fonds nicht zu 
persönlichen Zwecken nutzen. Diese Auslegung gewährleiste außerdem die Wahrung der 
steuerlichen Neutralität. 

Nachdem der EuGH die ihm dazu gestellte Vorlagefrage zum Vorliegen eines 
tauschähnlichen Umsatzes nicht beantwortet hat, kann der Senat angesichts des im 
finanzprozessualen Verfahren aus § 121 Satz 1 i.V.m. § 96 Abs. 1 Satz 2 
Finanzgerichtsordnung (FGO) folgenden Verböserungsverbots offen lassen, ob der 
Umstand, dass die Erzeuger für die Lieferung neben der Pflicht zur Zahlung ihres Anteils 
in § 9 des Vertrages die Verpflichtung eingegangen sind, die M-eG während des 
Investitionszeitraums, mindestens aber für zehn Jahre, mit Obst und Gemüse zu 
beliefern, dazu führt, dass ein Tausch mit Baraufgabe vorliegt. 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 22. Januar 2019 (XI R 26/19 (XI R 5/17)), veröffentlicht am 14. Mai 
2020. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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Besteuerung bei Anteilsübertragung vor Wegzug ins Ausland 
Wird bei einem Steuerpflichtigen die unbeschränkte Steuerpflicht durch einen Wegzug 
ins Ausland beendet, so kann eine Besteuerung nach § 6 AStG i.V.m. § 17 EStG auch 
dann erfolgen, wenn der Steuerpflichtige seine Anteile – welche die wesentliche 
Beteiligung i.S.d. § 17 EStG begründeten – kurz vor dem Wegzug im Wege eines 
Wertpapierdarlehens auf einen Dritten übertragen hat. Dies hat das Finanzgericht 
Schleswig-Holstein entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger hielt im Veranlagungszeitraum 2006 eine wesentliche Beteiligung i.S.d. § 17 
Einkommensteuergesetz (EStG) an einer AG. Aus beruflichen Gründen wollte er zum 31. 
Dezember 2006 seinen Wohnsitz in die Schweiz verlegen. 

Noch am 28. Dezember 2006 schloss der Kläger bzgl. seiner Anteile an der AG mit 
seinem Bruder einen Wertpapierdarlehensvertrag. Dieser Vertrag sah vor, dass das 
Eigentum an den Aktien auf den Bruder übergehen und der Bruder für die Darlehenszeit 
ein entsprechendes Entgelt zahlen sollte. Das Darlehen sollte bis zum 31. Dezember 2011 
laufen. Wenn das Darlehen nicht unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
schriftlich gekündigt wurde, sollte es sich jeweils um 6 Monate verlängern. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein folgte zunächst der h.M., wonach allein die 
Übertragung der Aktien im Rahmen des Wertpapierleihvertrags noch keinen originären 
Vorgang i.S.d. § 17 EStG und damit keinen Realisationstatbestand begründe. Denn der 
Anspruch auf Rückerstattung von Wertpapieren gleicher Art, Menge und Güte (§ 607 
Abs. 1 Satz 2 BGB) sei regelmäßig als wirtschaftlich gleichwertiges Surrogat für die 
darlehensweise übertragenen Wertpapiere anzusehen. 

Dieser Anspruch entstehe bereits durch die Übertragung auf den Entleiher, während die 
Fälligkeit auf den Zeitablauf bzw. die Kündigung des Darlehens hinausgeschoben werde, 
§ 607 Satz 2, § 608 Abs. 1 BGB. 

Es wurde durch den Wegzug aber ein Tatbestand i.S.d. § 6 Außensteuergesetz (AStG) 
i.V.m. § 17 EStG begründet. Das Finanzgericht hatte bereits Zweifel, ob der Kläger die 
Übertragung zivilrechtlich tatsächlich bereits zum 31. Dezember 2006 wirksam 
vollzogen hatte (die Aktien waren vinkuliert, § 68 Abs. 2 AktG). 

Die Zweifel konnten aber dahinstehen, weil der Kläger selbst bei einer rechtzeitigen 
wirksamen Übertragung eine Anwartschaft i.S.d. § 17 Abs. 1 S. 3 EStG innegehabt hätte. 
Denn die aufgrund des Leihvertrags begründete Erwartung einer Rückübertragung der 
Aktien stelle eine „hinreichend gesicherte Aussicht auf den Anfall eines subjektiven 
Rechts“ (der Aktien) dar. 

Das Finanzgericht hat die Revision im Hinblick auf die Ausführungen zu der o.g. h.M. 
und zur Anwartschaft zugelassen. 

Fundstelle 
Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 12. September 2019 (4 K 113/17), siehe 
den Newsletter des Finanzgerichts; die Revision ist beim BFH unter dem Az. I R 52/19 
anhängig. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Eine Stiftung & Co. KG ist keine gewerblich geprägte 
Personengesellschaft 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass eine Stiftung & Co. KG nicht als 
gewerblich geprägte Personengesellschaft anzusehen ist mit der Folge, dass die 
Kommanditanteile kein begünstigtes Betriebsvermögen im Sinne von § 13a ErbStG 
darstellen. 

Sachverhalt 

An der Klägerin, einer KG, deren Unternehmensgegenstand die Verwaltung eigenen und 
fremden Vermögens ist, ist als alleinige persönlich haftende Gesellschafterin eine 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Justiz/FG/Service/rss_newsletter/_documents/2020_I.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Stiftung beteiligt. Der bislang einzige Kommanditist starb im Jahr 2013. Im Wege der 
Sondererbfolge sind die beiden weiteren Kläger als Kommanditisten eingetreten. 

Nachdem die Kläger die erworbenen Anteile beim für die Erbschaftsteuer zuständigen 
Finanzamt als begünstigtes Betriebsvermögen nach § 13a Erbschaftsteuergesetz 
(ErbStG) erklärt hatten, forderte dieses beim beklagten Finanzamt die gesonderte 
Feststellung des Werts des Anteils am Betriebsvermögen nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Bewertungsgesetz (BewG) an. Das Aktivvermögen der KG bestand nach der Erklärung 
zum Stichtag im Wesentlichen aus Wertpapieren und Bankguthaben. 

Das beklagte Finanzamt forderte die KG auf, eine Feststellungserklärung für sonstige 
Vermögensgegenstände und Schulden nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BewG einzureichen, 
da eine Feststellung von Betriebsvermögen nicht in Betracht komme. Dem kamen die 
Kläger nicht nach, weil nach ihrer Auffassung eine Stiftung und Co. KG mit einer GmbH 
& Co. KG gleichzusetzen sei und der Kommanditanteil deshalb Betriebsvermögen 
darstelle. Dem folgte das beklagte Finanzamt nicht und stellte den Wert der 
Vermögensgegenstände und Schulden nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BewG fest. 

Richterliche Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster blieb ohne Erfolg. 

Der Feststellungsbescheid nicht bereits deshalb rechtswidrig sei, weil das beklagte 
Finanzamt entgegen der Anforderung des Erbschaftsteuerfinanzamts keine Feststellung 
nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BewG, sondern nach Nr. 4 dieser Vorschrift durchführte. 
Das für die Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt habe lediglich darüber zu 
entscheiden, ob überhaupt eine gesonderte Feststellung zu erfolgen habe. Welche 
Vermögensart festzustellen sei, entscheide dagegen das Lage-, Betriebsstätten- oder 
Verwaltungsfinanzamt. Dies entspreche dem Zweck der Vorschrift, wonach die 
Besteuerungsgrundlagen auf der jeweils sachnächsten Ebene ermittelt und festgestellt 
werden sollen. 

Auch in der Sache habe das beklagte Finanzamt die zutreffende Vermögensart 
festgestellt, denn das Vermögen der KG stelle kein Betriebsvermögen dar. Unstreitig sei 
sie nicht originär gewerblich tätig. Eine Stiftung und Co. KG sei auch keine gewerblich 
geprägte Personengesellschaft im Sinne von § 15 Abs. 3 Nr. 2 Einkommensteuergesetz 
(EStG). Die hierfür erforderliche Voraussetzung, dass ausschließlich 
Kapitalgesellschaften persönlich haftende Gesellschafter und zur Geschäftsführung 
befugt seien, sei nicht erfüllt, da eine Stiftung keine Kapitalgesellschaft sei. 

Auch eine analoge Anwendung komme nicht in Betracht, da es an der hierfür 
erforderlichen Regelungslücke fehle. Hintergrund der gewerblichen Prägung sei der 
Umstand, dass der gewerbliche Charakter der Einkünfte des alleinigen persönlich 
haftenden Gesellschafters auf die KG durchschlage. Anders als eine Kapitalgesellschaft 
erziele eine Stiftung jedoch nicht allein kraft Rechtsform gewerbliche Einkünfte (§ 8 Abs. 
2 KStG). Eine Stiftung entspräche auch nicht dem Typus einer Kapitalgesellschaft, da die 
Mitglieder einer Stiftung nicht an deren Vermögen und Ergebnis partizipierten. 

Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 27. Februar 2019 (3 K 3593/16 F), siehe auch 
den Newsletter Mai 2020 des Finanzgerichts; die Revision ist beim BFH unter dem Az. II 
R 9/20 anhängig. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 
 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/3_K_3593_16_F_Urteil_20200227.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/zwischentext_newsletterarchiv/newsletter_2020/Newsletter_05_2020.pdf
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/


 
 
steuern+recht aktuell – Ausgabe 14, 22. Mai 2020  6 
 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge 
geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Bestellung und Abbestellung  
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